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Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten
einander nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um Pflegegeld gemÃ¤Ã� Pflegestufe I aus der
gesetzliÂ¬chen Pflegeversicherung nach dem Sozialgesetzbuch 11. Buch (SGB XI).

Der im Juli 1956 geborene KlÃ¤ger ist bei der Beklagten gegen das Risiko der
PflegebedÃ¼rftigkeit versichert. Er leidet unter Gehbehinderungen bei Morbus
Bechterew.

Das Sozialamt der Stadt E bewilligte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 24.07.2000
Leistungen wegen PflegebedÃ¼rftigkeit nach Pflegestufe I ab dem 19.05.2000. Mit
Bescheid vom 25.07.2000 hob das Sozialamt der Stadt E seine
LeistungsgewÃ¤hrung rÃ¼ckwirkend auf, da die Beklagte fÃ¼r die
LeiÂ¬stungsgewÃ¤hrung zustÃ¤ndig sei. Der LeistungsgewÃ¤hrung(durch das
Sozialamt der Stadt E lag zugrunde ein Gutachten der Ã�rztin der innerer Medizin X
vom 07.06.2000. Die Gutachterin kam darin zu dem Ergebnis, dass ein Hilfebedarf
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von 45 Minuten tÃ¤glich in der Grundpflege bestehe. Der KlÃ¤ger benÃ¶tige Hilfe
einmal tÃ¤glich bei der TeilwÃ¤sche abends sowie einmal tÃ¤glich beim
Duschen/Baden. DarÃ¼ber hinaus zweimal pro Tag beim Anziehen der Socken und
Schuhe, ferner Hilfe bei der Begleitung auÃ�er Haus.

Nach der Abgabe des Verfahrens an die Beklagte veranlasste diese eine Unter-
suchung und Begutachtung durch den medizinischen Dienst der Krankenversiche-
rung Nordrhein (MdK Nordrhein). Die Begutachtung fand am 06.10.2000 in Form
eines Hausbesuches durch Q statt. Er ermittelte in seinem Gutachten vom
23.10.2000 einen Hilfebedarf von insgesamt 10 Minuten in der Grundpflege. Es
seien nur Teilhilfen beim Duschen/Baden sowie beim Anziehen und Auskleiden
erforderlich. Der KlÃ¤ger benÃ¶tige nur geringfÃ¼gige Teilhilfen bei der
GrundÂ¬pflege. Die Voraussetzungen der Pflegestufe I seien nicht erfÃ¼llt.

GestÃ¼tzt auf dieses Gutachten lehnt die Beklagte mit Bescheid vom 30.10.2000
den Antrag auf Leistungen aus der Pflegeversicherung ab. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte sie aus, die Voraussetzungen der Pflegestufe I seien nicht erfÃ¼llt. Der
Hilfebedarf in der Hauswirtschaft stehe im Vordergrund.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 01.12.2000 Widerspruch ein. Im Verlaufe des Wi-
derspruchsverfahrens veranlasste die Beklagte eine erneute Begutachtung durch
den MdK Nordrhein. Die Begutachtung fand erneut in Form eines Hausbesuches am
] 04.09.2002 durch die Gutachterin C statt. Diese ermittelte in ihrem Gutachten
vom 25.09.2002 einen Hilfebedarf von 15 Minuten in der Grundpflege. Sie fÃ¼hrte
aus, groÃ�e Teile der Grundpflege seien noch eigenstÃ¤ndig mÃ¶glich. Der KlÃ¤ger
benÃ¶tige lediglich Teilhilfen bei der GanzkÃ¶rperwÃ¤sche sowie beim DuÂ¬schen.
Ferner Hilfe beim An- und Auskleiden. Dies ergebe insgesamt einen HilÂ¬febedarf
von 15 Minuten tÃ¤glich. GestÃ¼tzt hierauf wies die Beklagte den Wi- derspruch
mit Widerspruchsbescheid vom 09.12.2002 zurÃ¼ck. Nach den vorliegenden
Gutachten des MdK seien die Voraussetzungen der Pflegestufe I nicht erÂ¬fÃ¼llt.

Hiergegen wendet sich der KlÃ¤ger mit der am 18.09.2002 erhobenen Klage. Die
zunÃ¤chst wegen UntÃ¤tigkeit erhobene Klage Ã¤nderte der seinerzeitige Bevoll-
mÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit Schriftsatz vom 10.01.2003 in eine Klage auf GewÃ¤h-
rung von Pflegegeld der Pflegestufe I ab dem 01.03.2001 um.

Das Gericht hat zur AufklÃ¤rung des Gesundheitszustandes und des Hilfebedarfs
des KlÃ¤gers zunÃ¤chst Beweis erhoben durch Einholung eines Befundberichtes von
dem Internisten N vom 04.04.2003. N verneinte einen Hilfebedarf bei sÃ¤mtlichen
Verrichtungen der Grundpflege. Sodann veranlasste ( das Gericht die Einholung
eines SachverstÃ¤ndigengutachtens von I gemÃ¤Ã� Beweisanordnung vom
24.04.2003. Die SachverstÃ¤ndigen suchte den KlÃ¤ger am 09.07.2003 zu Hause
auf. Er wurde jedoch hier nicht angetroffen. Der VerÂ¬such einen erneuten
Begutachtungstermin durchzufÃ¼hren, scheiterte, da der KlÃ¤ger den
vorgeschlagenen Untersuchungstermin gegenÃ¼ber der SachverstÃ¤ndigen auch
nach Aufforderung des Gerichts und seines BevollmÃ¤chtigten nicht bestÃ¤Â¬tigte.
Die SachverstÃ¤ndige sandte daraufhin die Akten unerledigt an das GeÂ¬richt
zurÃ¼ck. Der seinerzeitige BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers wurde mit Schriftsatz
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vom 25.07.2003 auf die Mitwirkungspflichten des KlÃ¤gers hingewieÂ¬sen. Mit
Schreiben vom 15.09.2003 wurde auch der KlÃ¤ger persÃ¶nlich auf seine
Mitwirkungspflicht hingewiesen; wegen der Einzelheiten wird auf die genannten
Schreiben Bezug genommen. Der KlÃ¤ger meldete sich erst mit Schriftsatz vom
03.11.2003 und damit zwei Tage vor der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 05.11.2003
erneut. Er fÃ¼hrte aus, er habe vergeblich auf die SachverstÃ¤ndige I gewartet;
wegen der Einzelheiten wird auf den genannten Schriftsatz vom 03.11.2003 Bezug
genommen.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 05.11.2003, von dem der KlÃ¤ger be-
nachrichtigt worden ist, ist der KlÃ¤ger weder erschienen noch vertreten
geweÂ¬sen. Dem schriftlichen Vorbringen des KlÃ¤gers ist der Antrag zu
entnehmen, die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 30.10.2000 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09.12.2002 zu verurteilen, ihm â�� dem
KlÃ¤Â¬ger â�� ab MÃ¤rz 2001 Leistungen nach Pflegestufe I zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Bescheid weiterhin fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig. Wegen der
weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den InÂ¬halt der
Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten, die
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Obwohl der KlÃ¤ger den Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 05.11.2003
nicht wahrgenommen hat, konnte die Kammer an diesem Tag mit dem Vertreter der
BeÂ¬klagten verhandeln und auch eine Entscheidung treffen, da der KlÃ¤ger mit
der Terminsmitteilung, auf diese sich im Â§ 124 Abs. 1, 126 des
SozialgerichtsÂ¬gesetzes (SGG) ergebende MÃ¶glichkeit hingewiesen worden ist.

Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger wird durch den angefochtenen Bescheid vom 30.10.2000 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 09.12.2002 nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz 1
SGG beschwert, da dieser Bescheid nicht rechtswidrig ist. Die Beklagte hat zu Recht
entschieden, dass dem KlÃ¤ger ein Anspruch auf Leistungen aus der soÂ¬zialen
Pflegeversicherung nicht zusteht.

Voraussetzung fÃ¼r die Zahlung von Pflegegeld ist gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs.1 SGB XI,
dass PflegebedÃ¼rftigkeit im Sinne von Â§ 14 SGB XI vorliegt. Ferner muss nach Â§
15 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 SGB XI fÃ¼r die Pflegestufe I ein MindestmaÃ� an
HilfeÂ¬bedarf bei der Grundpflege bestehen. Diese Voraussetzungen sind bei dem
KlÃ¤Â¬ger nicht erfÃ¼llt.

Nach Â§ 14 Abs. 1 SGB XI sind pflegebedÃ¼rftig im Sinne des SGB XI solche
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PerÂ¬sonen, die wegen einer kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit
oder Behinderung fÃ¼r die gewÃ¶hnlichen und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden
Verrichtungen im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens auf Dauer zumindest in erheblichem
MaÃ�e der Hilfe bedÃ¼rfen. Zu berÃ¼cksichtigen ist hierbei ausschlieÃ�lich der
Umfang des Pflegebedarfs bei den gewÃ¶hnlich und regelmÃ¤Ã�ig
wiederkehrenden VerrichtunÂ¬gen, die Abs. 4 der Vorschrift in die Bereiche
KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und MobilitÃ¤t sowie den Bereich der
hauswirtschaftlichen Versorgung aufteilt. Der KlÃ¤ger benÃ¶tigt fÃ¼r die
gewÃ¶hnlich und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden VerrichtunÂ¬gen im Bereich der
Grundpflege sowie im Bereich der hauswirtschaftlichen VerÂ¬sorgung zwar Hilfe.
Derzeit ist jedoch eine erhebliche PflegebedÃ¼rftigkeit nicht zu erkennen.

GemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 1 sind PflegebedÃ¼rftige der Pflegestufe I zuzuordnen, die bei
der KÃ¶rperpflege, der ErnÃ¤hrung oder der MobilitÃ¤t fÃ¼r wenigstens zwei
VerÂ¬richtungen aus einem oder mehreren Bereichen mindestens einmal tÃ¤glich
der Hilfe bedÃ¼rfen und zusÃ¤tzlich mehrfach in der Woche Hilfe bei der
hauswirtÂ¬schaftlichen Versorgung benÃ¶tigen. Nach den PflegebedÃ¼rftigkeits-
Richtlinien (PfIRi) ist fÃ¼r die Leistungen in der Pflegestufe I erforderlich, dass der
wÃ¶chentliche Zeitaufwand, den eine nicht als Pflegekraft ausgebildete
PflegeÂ¬person fÃ¼r alle fÃ¼r die Versorgung des PflegebedÃ¼rftigen nach Art
und Schwere seiner PflegebedÃ¼rftigkeit erforderlichen Leistungen der
Grundpflege, hausÂ¬wirtschaftlichen Versorgung und PflegeunterstÃ¼tzenden
MaÃ�nahmen benÃ¶tigt, im Tagesdurchschnitt mindestens 1 1/2 Stunden betragen
muss, wobei der grundÂ¬pflegerische Aufwand mit mindestens 46 Minuten
gegenÃ¼ber dem hauswirtschaftÂ¬lichen Aufwand im Vordergrund stehen muss.
Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt der KlÃ¤ger eindeutig nicht. Nach dem Ergebnis
der medizinischen Beweisaufnahme besteht bei ihm lediglich ein Hilfebedarf der
unter den erforderlichen 46 Minuten im Bereich der Grundpflege liegt. Nach den im
Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten des MdK Nordrhein vom 06.10.2000
und vom 04.09.2002 benÃ¶tigt er lediglich Teilhilfe im Bereich der KÃ¶rperpflege
und der MobilitÃ¤t. Die Teilhilfe beschrÃ¤nkt sich auf HilfeleiÂ¬stungen bei der
GanzkÃ¶rperwÃ¤sche und beim Duschen. Dies verursacht einen HilÂ¬febedarf von
9 Minuten tÃ¤glich und einen weiteren Hilfebedarf beim An- und Auskleiden von 6
Minuten tÃ¤glich. Der damit bestehende Hilfebedarf von 15 Minuten in der
Grundpflege erreicht bei weitem nicht die erforderlichen 46 MiÂ¬ nuten der
Pflegestufe I.

Die Kammer schlieÃ�t sich sowohl hinsichtlich der festgestellten Gesundheits-
stÃ¶rungen als auch der Beurteilung des Hilfebedarfs durch die Gutachten des MdK
an. Die Kammer hatte keine Veranlassung, an der Richtigkeit ihrer BeurÂ¬teilung
zu zweifeln. Ihre Darlegungen sind schlÃ¼ssig und sorgfÃ¤ltig begrÃ¼nÂ¬det. Es
besteht insbesondere kein Widerspruch zu dem Gutachten, welches auf
Veranlassung des Sozialamtes der Stadt E von X im Juni 2000 erstattet wurde. Auch
sie ermittelte lediglich einen Hilfebedarf von TeilwÃ¤sche am Abend sowie Hilfe
beim Duschen. Ferner bestehe ein Hilfebedarf beim An- und Auskleiden der Socken
und Schuhe. Der so ermittelte Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege erreicht
keinesfalls die erforderlichen 46 Minuten tÃ¤glich. Dies wird bestÃ¤tigt durch den
beigezogenen Befundbericht des InterÂ¬nisten N. Sein Befundbericht gibt keinen
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Anlass, einen weitergehenden Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege anzunehmen.
Weitergehende GesundheitsÂ¬stÃ¶rungen oder eine VerÃ¤nderung des
Hilfebedarfs konnte mittels einer weiteÂ¬ren Beweiserhebung durch die Einholung
eines SachverstÃ¤ndigengutachtens nicht festgestellt werden. Die in Auftrag
gegebene Begutachtung durch die SachverÂ¬stÃ¤ndige I scheiterte an der
Mitwirkung des KlÃ¤gers. Ein UntersuÂ¬chungstermin kam trotz mehrfacher
Schreiben sowohl des seinerzeitigen BevollÂ¬mÃ¤chtigten des KlÃ¤gers, des
Gerichts und des SachverstÃ¤ndigen nicht zustande. Dem Gericht ist kein Grund
ersichtlich, welchen den KlÃ¤ger daran hinderte, schriftlich oder telefonisch einen
Untersuchungstermin mit der SachverstÃ¤ndiÂ¬gen zu vereinbaren oder sich
zumindest bei Gericht zu melden. Aus dem AnÂ¬schreiben der SachverstÃ¤ndigen
vom 06.08.2003 ergab sich eindeutig, dass der KlÃ¤ger um BestÃ¤tigung des
vorgeschlagenen Untersuchungstermins am 23.09.2003 bis zum 15.08.2003
gebeten wurde. Eine entsprechende RÃ¼ckmeldung erfolgte jeÂ¬doch nicht.

Nach alledem ist die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 19.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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